
Die Wirtschaft 1mM Urteil des Il. Vatikanischen Konzziils

(Constitutio pastoralis de Ecclesia in mundo huius temporis, Pars I, Caput IIN

Von Oswald V © Nell-Breuning, S: J.

Als das Konzıl während der Sıtzungsperiode in Zeıtnot ZC-
schıen, hofften ıcht wenıge auch der Schreiber dieser Zeılen

gehört ıhnen das vielgenannte ‚schema 1.3° werde iıcht mehr
Z Verabschiedung kommen un auf diese Weıse werde CS dem
Konzıl CrSPart bleiben, seine Wırksamkeıt mıiıt Unzulänglichem
abzuschließen. Diese Erwartung hat sıch ıcht erfüllt: auf seiner letz-
ten Sıtzung hat das Konzıil die Constitutio pastoralıs ‚De Ecclesia in
mundo hu1lus temporıs‘ verabschiedet, und, WEn sı1e auch iın vieler
Hınsıcht den Vergleıich mıi1t anderen, namentlıch mıiıt der Constitutio
dogmatica de Ecclesıa, nıcht aushält, sınd WIr doch dankbar, s1e

besitzen. Das gilt insbesondere VOoON denjenıgen, dıe ıhre Auffas-
SUuNSCNH un: ihre Wiırksamkeıt, derentwillen S1e Angriften SC-

arcNn, durch diese Constitutio gerechtfertigt un bestätigt
sehen.

Der jer behandelnde eıl] ber das wirtschafiliche Leben (Teil-
zıffer) |Tz] 63—72 1St hervorgegangen AUS eiınem französıschen Ent-
wurf: unvollkommen dıieser eıl se1ın MaAas, 1m Vergleich diesem
Entwurft 1St Z wesentlıch verbessert. Hatte Man dem Entwurf Mangel
gyerade dessen vorgeworfen, WAas ANSONStILen der große Vorzug des esprit
latın se1n pflegt, namlıch durchsichtige Gliederung und begriffliche
Schärfe, erscheint dieser Mangel in der endgültigen Fassung ZWar

gemildert, 1aber keineswegs behoben.
1€e Überschrift, dıe 1m Lateinischen ‚de ita oeconomica-socıiali‘

lautet, meınt zweıtellos das, W Aas WIr 1im Deutschen den Sozialprozefß
der Wırtschaft NCNNCNH, ıcht das „Haushalten“ des Eınzelmenschen,
auch ıcht die Dıiıspositionen der einzelnen Wiırtschaftssubjekte Haus-
halte, Unternehmen), sondern das gesellschafiliche Wırtschaften, das
Ineinandergreıifen dessen, WAsSs a ]] diese einzelnen tun un lassen un:
womıt S1e aufeinander einwirken un worın s1e Einwirkungen ande-
LT erfahren. Schließlich 1St CS 1Ur eine Verschiedenheit des Sprach-
gebrauchs, WEeNN die Franzosen (ebenso auch andere romanısche Spra-
en) das Eıgenschaftswort ‚economico-social‘ bilden, mIiIt dem s1e dıe
ökonomische Sparte 2us dem Sozialprozefß herausheben,
während WIr mıi1t dem Eıgenschaftswort „soz1alökonomisch“ VO  3 der
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Gesamtheıt der Wıiırtschaft die Seıiıte ansprechen, die das CGanze und
dıe innerhalb seiner spielenden Zusammenhänge umfaßt 1im Gegensatz

den Zielwahlen un Mittelwahlen der einzelnen un den daraus
sıch ergebenden Handlungen bZzw. Unterlassungen. Zwischen ‚eCONO-
mico-social‘ un „sozialökonomisch“ besteht also ZW ar eın Unter-
schied im modus significandı, aber Übereinstimmung im S1igN1f1-

Eingeleitet wırd eıl der Constitutio durch den Versuch einer
Charakteristik der heutigen Wiırtschaft, deren Dynamık und xpan-
S10N geradezu begeistert gefelert werden. Dıiese Ausführungen wırken
befreiend. Von der häufg 1m aszetischen Schrifttum, 1ber auch 1n
kirchenamtlıchen Verlautbarungen anzutreftenden skeptisch-kritischen
Haltung gegenüber der Wiırtschaft, dıe den Menschen VO  e} Höherem
abziehe un das Nıedere binde, 1St 1er nıichts spuren. Dıie
„optimistische“ Haltung Johannes’ Z lale]: (MM 246, 254 hat
sıch durchgesetzt. Selbstverständlich weıst die Wirtschaft in dieser
erbsündigen Welt nıcht MT Vorzuge, sondern auch Schattenseıiten,
Mängel un Schwächen auf; als wesentlicher Mangel wird, wıederum
in Übereinstimmung mi1t Johannes (MM 11, L22)p dıe Span-
nun oder der Gegensatz 7wıischen 1AdScher fortschreitenden un VOI-

N, Landesteilen ungleichsweıse zurückgebliebenen Wirtschaftszweıige
Zanzech Ländern (industriell hochentwickelten Ländern un nt-

wickelten Ländern, nach unserem deutschen Sprachgebrauch „Ent-
wicklungsländern”) herausgestellt, W 4S spateren Stellen mehrmals
wiıieder aufgegrifien un weıter ausgeführt wird. Niıemals aber wırd
eindeut1ig klar ausgesprochen, W Aas eigentlich das Beklagens- oder
Tadelnswerte solchen Unterschieden ist; Man mu{l CS ergründen
suchen.

S  Der wirtschaftswissenschaftliche Sprachgebrauch kennt den Begriff
des Ungleichgewichts; sprachlich entspricht ıhm 1im Konzıilstext
‚disaequilibrium”. ber ftenbar 1Sst ıcht dasselbe gemeınt. Wır SpP

fundamentalem Ungleichgewichtchen VO  ‘ Ungleichgewicht, von

verhält siıch mMI1t dem tür sıch alleın gebrauchten Wörtchenjel schwıerıiger „gesellschaftlich“‚sOC1al‘, INa  a} oft dem Zweıfel steht, ob iNd  k deutsch miıt
MIt „sOzial“ wiedergeben oll einem bestimmten Bereich kann Ma  — 1m

Deutschen auch in ZUSs ammengesetzten Hauptwo beide Worter nNnter-

schiedslos benutzen, in anderen NUuUr entweder „gesellschaftlich“ der „sOzial“,
1« die bekannte spezifische Bedeutung annım Das französische

‚socıialdann „SOZ12A
un in diesem Konzilstext das lateinische ‚socialıs‘ deckt ber manchmal

Daß diebeide Bereiche, W 4S dann hne Umschreibungen unübersetzbar i_st.
ımmer wieder daran 9 daß derConstitut10 großen Wert darauft legt,

eNSsSo wesentli: en sociale 1St un! daherMensch nıcht 1Ur Individuum, sondern eb
uch als solches andeln un: sich bewähren hat, 1St gewiß sehr begrüßen.
Das geschieht jedoch mehrtfach mI1t Ausdrucksmitteln, die den omanischen Sprachen
ZUTF Verfügung stehen, uns ber abghen. Unter „ZCSCIlschaftlichem“ und
„sozialem“ Verhalten verstehen WIr VOlig verschiedene Verhaltensweisen. Daß Wır
„gesellschaftliche Wesen“ sind, 1St die gemeinsame Quelle beider.
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(‚fundamental disaequılıbrium‘ in der Satzung des Weltwährungs-
fonds) beispielsweise dann, wenn eine Volkswirtschaft dauernd Lei-
stungsbilanzüberschüsse oder umgekehrt Leistungsbilanzdefizite aut-
weıst, wodurch s$1e die 7zwischenstaatlichen Wıirtschaftsbeziehungen be-
lastet, namentlıch den 7wischenstaatlichen Zahlungsverkehr zerruttet.
Hıer 1St klar, worın die Schädlichkeit des Ungleichgewichts besteht
un CS abgestellt werden soll Mıt Ungleichgewicht annn auch
gemeıint se1n ein Mißverhältnis zwıschen verschiedenen Produktions-
stufen, ein breıiter Ausbau der verarbeitenden Industrien auf
einer schmalen Basıs der Grundstoftindustrien oder umgekehrt;
auch 1er 1St klar, das unzuträglich 1St un W ds geschehen
mußß, dem abzuhelten. In anderen Fällen gelingt c5 allerdings
auch der Wirtschaftswissenschaft 1Ur ın unvollkommener Weıse, klar

bekommen, W as sS$1e mIt „Ungleichgewicht“ meınt, z. B
wenn s1e gleichgewichtiges un ungleichgewichtiges Wachstum er-
scheidet un selbstverständlich das gleichgewichtige vorzieht, hne
ganz pträzıs können, ob 6S ZU Wachstum ıcht gerade eines
gew1ssen Ungleichgewichts bedarf, weıl vollkommenes Gleichgewicht

vollkommener Ruhelage führen würde, Aın überhaupt nıchts
mehr geschieht, also auch nıchts mehr wächst. Wıe dem auch sel, VOoNn

solchen Grenztällen abgesehen weıß dıe Wirtschaftswissenschaft sehr
wohl, W 4s s$1e jeweıls meınt, wenn S$1e VO  ; Gleichgewicht oder Un-
gleichgewicht spricht. ber W as meıint das Konzıil?

An mehreren Stellen spricht das Konzıl VO  S Ungleichgewicht
schlicht Von Ungleichheit; solche Ungleichheit annn bestehen 1m Eın-
kommen der einzelnen oder SanNzZCI Bevölkerungskreise, in der Ver-
sorgungslage un der dadurch bestimmten Lebenshaltung verschie-
dener Landesteile oder Länder, in unterschıiedlichem Tempo des WIrt-
schaftlichen Fortschrıitts, meıst S da{fß derjenige, der ohnehın schon
einen Vorsprung hat, obendreın auch noch schneller weıter vorauseılt,
wodurch der Abstand noch vergrößert un: die schon bestehende Un-
gleichheit noch verschärft wiırd, 0i IN., aber auch das verhilft uns

immer noch keiner Klarheit darüber, W as das Konzıl u  =) eigent-
lıch als UÜbelstand oder Sar Ungerechtigkeıt ansıeht un darum abge-
stellt sehen ll Leo I11 lehrte, Ungleichheiten der wirtschaftlichen
un gesellschaftlıchen Lage seien unvermeıdbar, se1en, weıl Cs ohne
Über- un: Unterordnung 1U  $ einmal nıcht gehe, schlechterdings ein
Bestandstück der gottgewollten Ordnung un müßten MI Ergebung

werden (‚ferenda humana condicı10® Rufi, 14); soll das
jetzt anders sein? Sturen Egalıtarısmus darf INan dem Konzıil ıcht
unterstellen:; welches 1St annn aber die Norm, der 6S mißt, welche
Unterschiede gutzuheißen un erhalten un welche mißbillıgen
un! abzustellen sind? Eın Kriterium wırd ZeENANNET: während dıe
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einen das Lebensnotwendige entbehren, Iebén andere 1m Überfluß
und vergeuden ıh Das 1St ein klarer Tatbestand; das Verwerfliche

ıhm 1St aber ıcht die Ungleıichheit als solche, sondern einmal, dafs
die einen absolut (nıcht relatıv!) wen1g haben, ZUuU andernmal;,
daß diejenıgen, die mehr haben, als S1e benötigen, davon ıcht den
rechten Gebrauch machen.

Koönnen WIr aber, auch wenn nıemand das Nötige entbehrt, ırgend-
oder irgendwie eıne Grenze zıehen, ber dıe hınaus dıe Ungleich-

eıit iıcht mehr gehen dart? Das führt notwendig autf die Frage, ob
die Ungleichheıit, WECeNN s1e auch eın malum ın SCUu intrinsecus
malum Ist, doch eines Rechtfertigungsgrundes bedart und zutreften-
denfalls, welches dieser Rechtfertigungsgrund 1St un W as recht-
fertigt. Meıst Sagl INal, CS gebe einmal naturbedingte Ungleichheıiten,
dıe siıch Sal ıcht beseitigen Jlassen, eben arum 1ber auch keıiner
Rechtfertigung bedürfen. Nicht-naturgegebene Ungleichheiten aber
sejen ann als berechtigt anzuerkennen, wenn s1e auf Leistung be-
ruhen (causa efficiens) der Leıistungen ANSDOINCH (causa finalıs);
S1e seien abzulehnen, WEn s$1e auf Willkür beruhen un azu an
Can sind, provozierend wirken und soz1al unzuträglıche Spannun-
gCnh ErZeuUuSCNH. Dafür, daß das Konzıil das Spornungsmoment 1m
Auge habe, fehlt N siıcheren Anhalten: Sanz eindeutig dagegen
stellt CS aut das Willkürmoment aAb Ausdrücke w1e ‚dıscrımen‘“ lassen
erkennen, da{ßs die Diskriminierung verabscheut wird. Unter Dıiıskri-
mınıerung verstehen WIr unterschiedliche Behandlung hne einen die-
sen Unterschied rechtfertigenden Grund; eben darın lıegt dıe Willkür.
Dıie Gerechtigkeit gebietet, Gleıiches gleıch, ıcht willkürlich
ungleich, Ungleiches dagegen entsprechend seiner Ungleichheit
gleich behandeln (Gleichheitssatz). Offenbar sınd dıe Verfasser des
französıschen Entwurts VO  —$ der ‚egalıte‘ in der erühmten Dreiheit
‚liberte, egalıte, fraternite‘ inspiırıert un verstehen diese egalite als
Nichtdiskrimin:erung.

Manche der aufgestellten Forderungen gehen aber weıt ber bloße
Nichtdiskriminierung hınaus un appellieren die Großmut derer,
denen CS besser geht, sıch edelmütıg un freigebig erweısen CN-
ber denen, die 65 weniıger gut haben Wo 1er die Forderungen der
Gerechtigkeit endigen, WwW1e weıt darüber hınaus eın Bereich besteht, iın
dem Verpilichtungen der allgemeınen Menschenliebe oder christlichen
Nächstenliebe biınden, un: WIr es miıt wünschenswerten un VOoO

Konzıiıl angelegentlich empfohlenen Werken der Übergebühr Lun

haben, aßt sıch Hand des Konzilstextes ıcht abgrenzen. Vielleicht
1ST das allerdings eın großer Schaden; eine solche begriffsscharfe
Grenzziehung aßt sıch ohnehin nıcht ohne weıteres in die Praxıs
SETZCN; in der Praxıs werden die Grenzen fließend se1ın un aum je
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scharf SCZOSCN werden können. Geschieht mehr, als Aaus Gerechtigkeit
un Liebe oder AUS Liebe alleın gyeschuldet wiırd, ISt. das Ja be-
stimmt eın Schaden: da{fßs wenıger geschieht, wırd sıch durch och
scharfe begriftliche Umschreibung des Pflichtmaßes nıcht verhüten
lassen. SO wırd als Ergebnis testzuhalten se1n: CS z1Dt Ungleich-
heıten (Ungleichgewichte, Dısproportionen, Mängel der Komplemen-
tarıtat)), die dem wiıirtschaftlichen Fortschritt abträglich sind, die 1NS-
besondere 6S unmöglich machen oder doch csehr erschweren, das Zıel,
die heutige un ErSt recht die weıter wachsende Menschenzahl auch
ur mıiıt dem Notwendigen VveErSOrg«en, entweder überhaupt oder
doch 1ın 1absehbarer eıt erreichen. Da dieses Ziel u15 aber VDET-

pflichtend aufgegeben 1St, besteht die Pflicht, die ıhm entgegenstehen-
den Hındernisse, sOWweılt 1es 1n HH SETEN Krätten steht, auszuraumen.

Das Konzıl geht 1ber oftenbar weıter un steht den ökonomischen
un soz1alen Ungleichheiten ausgesprochen kritisch gegenüber; ach
seiner Meınung scheint CS wenıgstens spricht zunächst e1in-
mal eiıne (widerlegbare) Rechtsvermutung >> S1e., Welches
der Inhalt dieser Rechtsvermutung 1sSt un W A4s Z veeignet 1St, sie
1m Einzelfall widerlegen, darüber lassen sıch den Ausführungen
des Konzıls allentalls Andeutungen entnehmen, mehr 1ber nıcht. SO-
vıel allerdings annn DSESARL werden: auch AausSs der spaterer Stelle
eingehend behandelten „Wıdmung der Erdengüter alle Menschen“
(r 69) leitet das Konzıl, obwohl CS s1e untfer verteilungspolitischer
Rücksicht betrachtet, nıcht die oftenbar törıchte Folgerung ab, allen
Menschen se1 VO Schöpfer dıe yleiche Menge zugedacht“.

Oftenbar beansprucht dıe VO Konzıl gegebene Charakterisierung
der heutigen Wıirtschaft keine Vollständigkeıit, sondern oreift Nnur
Zzwel Merkmale heraus, dıe SOZUSASCN als „Aufhänger“ dienen,
wichtige Aussagen un Forderungen, auf die CS dem Konzıil besonders
ankommt, daran aufzuhängen.

Das Corpus der Constitutio olıedert sıch in Zzwel Unterabschnitte:
der behandelt thematisch den wırtschaftlichen Fortschritt (Tz
4—6 der umfangreichere Zzweıte entwickelt einıge für die
Soz1alökonomie maßgebliche Grundsätze (Tz 66—72).

Aus dem, W as ‚egalıte‘ für das tranzösısche Denken bedeutet, ließe sıch ohl
eın vollkommeneres Verständnıis dessen erschließen, W as hier w1e schon iın
als Ungleichgewicht der Ungleichheit beklagt wıird Dem nıcht voll un Zanz mıt
der französischen Mentalität Vertrauten bleibt das jedoch verschlossen, ÜAhnlich
wıe Ja eın Konzilsvater dem ebenfalls schon in (59—67) eine bedeutsame
Rolle spielenden un! 1n dieser Constitut1io mehreren Stellen wiederkehrenden
Begrift der ‚soclalısation‘ zutreftend bemerkt hat, seıin Sınngehalt se1 LU dem
Franzosen voll zugänglich.
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Aus Z7wel Gründen 1St wirtschaftliıcher Fortschritt un daher auch
alles, W 45 ıhm beiträgt, heute mehr geboten enn Je einmal, weil
dıe Zahl der versorgenden Menschen zunımmt ein hne wel-

einleuchtender, Ja zwingender Grund:; ZU andernmal, weıl dıe
Menschen höhere Ansprüche stellen eiıne in eiınem Konzilstext
immerhın überraschende Begründung, dıie für dıe fortschrittliche Ge-
sinnung des Konzıls un: seinen (wenn INnan darf) Kultur-
optimısmus kennzeiıchnend 1St. Selbstverständlich wırd iıcht Ver-

saumt, mMI1t Nachdruck betonen, der Mensch mMusse ımmer Herr
des wirtschaftlichen (und technıschen) Fortschritts bleiben; weder die
Produktion als solche noch die Fülle der produzıierten Guüuter selen
Selbstzweck, vielmehr habe die reichlichere un bessere Versorgung
den geist1gen, sıttlıchen, spirıtuellen un relig1ösen Bedürfnissen des
Menschen dıenen, un ZWAar nıcht irgendeıines reıises VO  ; Bevor-
ZUugiteCNn, sondern unterschiedslos jedes einzelnen Menschen. An der
daraus CZOSENCN Schlußfolgerung, dıe Wıirtschaft se1 führen,
da{fß (sottes Absıchten mi1t dem Menschen verwirklicht werden, siınd
dıe beiden Klauseln bemerkenswert, deren eine die Eigengesetzlich-
eıt der Wıiırtschaft anerkennt, erganzt durch die andere, die s1e
die sittliıche Ordnung bindet. Dıe Bindung aller Kultursachbereiche,
also auch der Wiırtschaft, das Sıttengesetz findet sıch in kırchen-
amtlichen Verlautbarungen oft ausgesprochen; die Anerkennung
iıhrer selbstverständlich relatıven Eigengesetzlichkeıit erstmals
klar formuliert z 17 42, findet siıch NUr selten; für den Dialog
miıt den jeweıls Beteiligten, 1er also den wirtschaftenden Menschen
und den Vertretern der Wirtschaftswissenschaften, 1St s1e schlechter-
dıngs unerläßliche Voraussetzung.

Wo das Konzıil davon spricht, der Mensch mMmuUsse Herr des wirt-
schaftlichen Fortschritts se1ın un bleiben, fällt auf, da{fß 1eSs ıcht
VO Menschen 1n abstracto ZESART wırd, sondern von den konkreten
Menschen. Dıiıese Herrschaft soll iıcht VO  =) einıgen wenıgen ausgeübt
werden, sondern auf allen Stufen sollen möglichst viele ıhr be-
teilıgt se1ın (damıt bahnt sıch bereıts A W as das Konzıl spaterer
Stelle dem hat, W as WIr in Deutschland „Mitbestimmung“
nennen). Hıer wırd der Gedanke nach Z7wel Seıten hın gewendet:
einmal einen modelltheoretischen Laisser-faire-Liberalismus,
der das ZESAMLEC wirtschaftliche Geschehen als zwangsläufigen Auto-
matısmen unterstellt ansıeht und CS ıhnen daher auch überlassen wiıll,
ZU andernmal eine zentral gelenkte Kommandowirtschaft,

Vgl VO Verft., ‚Lege artıs“, achlichkeit und Sıittlichkeit 1n der Wiırtschaft,
in: Schöllgenfestschrift, hrsg. von Franz Franz Groner (Düsseldorf

379—394
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die der Inıtiatiıve der einzelnen un der Gruppen keinen Raum
aßt Es £5lle auf, Ww1e häufıg dıe Constitutio neben den einzelnen
auch die Vergesellschaftungen oder Gruppen nNnt; oftenbar liegt ıhr
daran, 1im Gegensatz dem VO  3 der Französischen Revolution
proklamierten Axıom, zwischen dem Indiyiduum un: dem Staat
dürte 6S keine intermediıa1ıres un Eerst recht keine DOUVOLTS
intermediaires geben, deren grundsätzliche Berechtigung hervorzu-
heben Welche Funktion jedoch diesen Gebilden zukommt un Wwıe
s1e beschaften seiın mussen, Aazu fähig se1ın, darüber tehlen
nähere Ausführungen.

Namentlich für die wıirtschaftlich wenıger entwickelten Länder*
erachtet das Konzil den Fortschritt als drıngend geboten, da{ß alle
Kräfte dafür mobil gemacht werden ussen. Daher wırd den An-
gehörıgen dieser Länder dıe staatsbürgerliche Pflicht eingeschärft,
gleich 1aber auch das staatsbürgerliche Freiheitsrecht zuerkannt,
ohl die eıgene Arbeıitskraft als auch dıe eiıgenen Sachmittel Ver-

antwortungsbewußfßt dafür einzusetzen. Um jedoch dem Mißbrauch
totalıtärer Staaten, die ıhren Staatsbürgern dıe Auswanderung VeOI-

wehren un S1e hinter Stacheldrahrt einsperren der s1e einmauern,
keinen Vorschub leisten, wırd eigens der Vorbehalt angebracht,
dem einzelnen verbleibe das (höchst-)persönliıche Recht, N-

ern Damıt wırd ( muß Ii1A”d”dn es wohl, einen Widerspruch
vermeıden, auslegen dem Gewissen des einzelnen überant-

woOortet, beurteilen, ob die Pflichten gegenüber dem Vaterland ıhm
bıindend auferlegen, im Lande bleiben un: für dessen wirtschaft-
lıchen un kulturellen Aufstieg wırken oder ob CR sein Land
ohne Schaden verlassen ann oder seinem Bevölkerungsüber-
druck un Mangel Arbeitsgelegenheiten leıdenden Land dadurch,
daß er sıch anderswo eine Existenzgrundlage verschaflt, besser
dient der endlıch, ob zwingende Rücksichten ıhm gebieten, sein
Land verlassen, das CS ıhm unmöglıch macht, in freier Selbstver-
antwortun tür seiın un: seiner Familie zeitliches Wohl un ew1ges
Heıl SOTSCNH.

Dıiıe anschließende Teilzifter erhebt dann nochmals eigens dıe For-
derung ach schleunıgem Abbau der als ungeheuer orofß (‚ingentes‘)
bezeichneten ökonomischen un soz1ıalen Niveauunterschiede. Das
Konzıiıl sieht dıie bestehenden Unterschiede also nıcht NUur Als groß,

Dıie Constitutio bedient sıch immer dieser umständliıchen, völlıg neUuU-
tralen Bezeichnung und vermeiıdet die früher bei uns gebräuchlıch
Bezeichnung „unterentwickelte Länder“, dıe bspw. Spanıen, ber auch ohl
andere Länder sıch als ehrverletzend auflehnen, w 1e auch dıe Jetzt be1 uns üblıche
Höflichkeitsumschreibung „Entwicklungsländer“.
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sondern als unvertretbhar groß d W 45 nach Abhıiulte schreie®. Vor-
sicht1g beigefügte Klauseln wollen verhüten, da{ß in unerleuchtetem
Eıtfer mıt diesen Ungleichheiten zugleich auch die Verschiedenheiten
oder Besonderheıiten der den einzelnen Völkern eigentümlichen Kul-

Tradıtionen USW. eingeebnet werden: irgendwıe eine vernünf-
tige Angleichung des 1veaus, aber eine Uniformierung, Schema-
tisıerung oder dgl In diesem Zusammenhang wırd auch auf
die Beweglichkeit („Mobilität“ 1MmM Sınne des wirtschaftswissenschaft-
lıchen Sprachgebrauchs) eingegangen, hne die keine Entwicklung
und daher auch eın Wachstum möglıch JSt- Dazu gehören beispiels-
weıise die Bereitwilligkeit, aber auch dıe objektive Möglichkeıit, den
Arbeitsplatz, den erwählten un liebgewonnenen Beruf, gegebenen-
falls auch den Wohnsıtz wechseln, siıch umschulen lassen, sıch
auf völlıg andere Lebensbedingungen umzustellen USW. Nun bedürfen
aber der Mensch un erst recht die Famılıe eines gew1ssen Maßes von

Stabilität; schliefßt dıe Mobilıtät eın Risıko eın, un 65 oilt, eıne
Synthese 7zwıschen Stabilıtät un Mobilität finden In csehr ein-
drucksvoller Weıse hatte schon 1US AT (Ansprache VO Februar
1946 | Utz-Groner 4108 |) darauft hingewıesen. Dıiıe Constitutio hebt
einen heute bedeutsamen Fall heraus: die Lage der Fremdarbeiter,
die, weil dıe Heımat keıine ausreichenden Arbeitsgelegenheıiten bietet,
Arbeit in remden Ländern aufnehmen; s1e VOT allem sollen keiner
diskriminierenden Behandlung ausgesetzt se1n; noch besser ware es

allerdings, ANStatt die Menschen ZUrTr: Arbeıt umgekehrt die Arbeit
den Menschen bringen, ın den Heimatländern dieser

Arbeiter Arbeitsgelegenheıiten schaften. Hohe Anforderungen
(allerdings anderer Art) die Mobilıität stellt cht zuletzt dıe
derzeıt vordringende sogenannte Automatıion; auch da soll recht-
zeıit1g vorgedacht un!: vorgesorgt werden, sıchern, daß cht
1Ur die elementaren Lebensbedürfnisse, sondern auch die Menschen-
würde allen Umständen respektiert werden.

11
Der 7zweiıte Unterabschnitt behandelt einıge für den Gesamtbereich

der Wirtschaft verbindliche Grundsätze.
Dıiıe beiden ersten Teilzıftern handeln VO  $ der Arbeit. Gleich

dıe Spıtze gestellt un damıt deutlich als tfür die folgenden Aus-
führungen richtungweısend kenntlich gemacht wırd dıe Aussage, die
menschliche Arbeıt gehe allen anderen Elementen, die 1mM Wirtschafts-

In T7 83 werden auch die bestehenden und den Frieden gefährdenden polı-
tischen Spannungen anderem g n1ım1ı1s inaequalıitatibus ogeconomuiıcıs‘ erklärt.
Hıer sınd Ungleichheiten Iso in er Form als nıcht NUr ungeheuer orofß (‚ıngentes’),
sondern als übergrofß (‚nımıae") angesprochen.
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leben eine Rolle spielen, rangmäfßig VOTL, weıl die letzteren alle Nur
nstrumentalen Charakter besitzen. Damıt 1st insbesondere tür alle
weıteren Aussagen ber das Verhältnis VO  3 Arbeıt un: Eıgentum
(„Kapital“) die Grundlage gelegt un die Rıchtung gewlesen. Da es

sıch 1er wirklich eine ganz grundsätzlıche Linıe handelt, erhellt
nıcht alleın daraus, da{fß dıese Linıe in dem YanNnzCch Unterabschnitt
konsequent weiterverfolgt wiırd, sondern vielleicht och deutlicher
Aaus einem 1m ersten Hauptteıl der Constitut1i1o0 (Caput I1 de homınum
communıtate) lapıdar ausgesprochenen atz „Die Ordnung der
Dınge hat sıch der Ordnung der Personen unterzuordnen un: ıcht
umgekehrt.“ ö Dıiıe höhere metaphysische Rangstufe der menschlıchen
Arbeit Wr selbstverständlich auch den trüheren Dokumenten der
katholischen Sozijallehre geläufg, wurde jedoch be1 weıtem ıcht ın
dem Grade herausgestellt und VOTL allem nıcht tür praktische An-
wendungen fruchtbar gemacht, WI1e€e das erstmals in und jetzt
1er wıeder geschieht. Gegenüber dem Angrıff des marxıstischen
Soz1ialısmus sah sich dıe Kiırche genötıgt, dıie Institution des Eıgen-
LtuUums mit gyroßer Entschiedenheit verteidigen (Leo XIILL., R. n.);
gegenüber liberalistischen Miıfsdeutungen der Eigentumslehre
eos I1I1 mulßfste 1US XI ın Q. a nochmals ausführlich autf dıe
Eigentumsfrage eingehen, die Doppelseitigkeit des Eıgentums,
seine yleich wichtige individuelle un soz1ıale Seıte, seline Unterord-
nNnung das Gemeinwohl un dessen ständıg wechselnde Erforder-
nısse un deswegen die Zuständigkeıit des Staates ZUr konkreten Aus-
gestaltung des Eıgentums als Institution (nıcht 1Ur Z Regelung des
Eigentumsgebrauchs!) klarzustellen. Daraus ergab sıch iımmer noch
die unselige „Optik“, als ob die Kirche mehr dıe VO  - der Französi-
schen Revolution erfundene angebliche „Heıiligkeit“ des Eıgentums
verteidige als dıe gottgegebene un gottgewollte Menschenwürde und
Christenwürde des Arbeiters. Diese alsche „Optik“ i1St se1lt
berichtigt. So geht enn auch uUunserec Constitutio 1er zunächst auft
die Arbeit eın un spricht üUrz VON Arbeıitspflicht un: Recht auf
Arbeıt, letzteres verstanden als das echt arbeiten, dem auf seıten
der Gesellscha ft dıe Verpflichtung entspricht, 1m Rahmen des MOög-
lichen dafür SOrSCN, daß dieses echt auch ausgeübt werden ann
In einen einzigen atz wırd dıe Lehre trüherer päpstlicher oku-

‚Rerum ordinatıo ordiını PErSONArUumM subicienda est NO  - -  e converso‘ (n 2 9
al S Dıie lateinısche Formulierun welst die 1M Deutschen kaum wıederzu-
ebende Feinheit auf, daß für die Or NUuns der Dınge das passivische ‚ordinatıo‘,
tür die Ordnung der Personen dagegen das aktivische ‚ordo‘ gebraucht wird: dıe
Dınge (Sachgüter, Eıgentum) werden geordnet und können annn selbst als Ord-
nungsinstrumente dienen). Dıiıe Personen ordnen, s1ie geben sıch re Ordnung
selbst un: ordnen die Dınge. In Ahnlicher Weıse gilt VO: Wettbewerb: als
Ordnun prinzıp ware überfordert; als Ordnungsinstrument eingesetzt, eistet
wertvolle  B5 jenste vgl Q. a. nn. 88 un 110)
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en iınsbes. A, 63—/5 ber dıe Lohngerechtigkeıit il-
gepreßt. Das Bestreben des Konzıils, nıcht NUr naturrechtlich
argumentieren, sondern auch echt theologische Aussagen machen,
kommt ZuUur Geltung in der Aussage, dıe Arbeit nıcht NUur beı
ZULX: Vollendung des Schöpfungswerkes, sondern nehme in rechter
Weıse Gott dargeboten Erlösungswerk Jesu Christı
teil Miıt großem Ernst trıtt das Konzıl Mißbräuchen aller Art
ENISCSHCNH, die sıch Lasten des arbeitenden Menschen auswirken.
Neben Bekanntem trıtt eın Gedanke auf der Monotonıie der
Arbeıt sollte eın Gegengewicht geboten werden, ındem mMan den
Menschen Gelegenheıt g1ibt, auch die in iıhrer hauptberuflichen Tätıg-
eıit brach liegenden und daher verkümmernden Anlagen ent-

falten.
Unmittelbar hıeran schließt sıch dıe bereıits in ebhaftem Meınungs-

streıt befangene 1I7z 68 ber den „Anteıl (der Arbeiter) den Unter-
nehmen un der Gesamtwirtschaft‘ (beı uns sprachlıch
korrekt als betriebliche un überbetriebliche Mitbestimmung be-
zeichnet) sSOWI1e ber die „Arbeitskämpfe“. Wiederum wırd eine
Aussage grundsätzlicher Art die Spitze gestellt, dıe besagt, eın
Unternehmen se1l eın Verbund freıer, nach (sottes Ebenbild erschaf-
fener Personen. In dem Widerstreıt der beiden landläufigen Auft-
fassungen VO Unternehmen, nach deren einer das Unternehmen der
Inbegriff sachlicher Produktionsmittel 1St, enen der Inhaber mıiıt
einem durch seine Interessen bestimmten Ziel, meıst dem Ziel der
Gewinnmaxiımierung, Arbeitskräfte beschäftigt (interessenmonistische
Auffassung), wiährend die andere 1m Unternehmen einen Verbund
VO Personen sıeht, die durch Beıiträge verschiedener AÄArt; insbeson-
ere durch Eınsatz ıhrer DPerson („Arbeit“) oder VOoNn Vermögen
(„Kapital“) ZUrFrF Leistungserstellung kooperieren, dıe der deren Er-
gebnis (Ertrag, Erlös) den verschiedenen Interessen aller Beteiligten
dienen soll (interessenpluralistische Auffassung), entscheidet die Con-
st1tut10 sıch unzweideutig für die letztere. Dıesem „Unternehmens-
verband“, W1€e WIr heute pflegen, deutlich machen,
dafß WIr nıcht den in der Bilanz ausgewlesenen Sachinbegriff oder
Vermögenswert, sondern das lebendige Unternehmen (diejenıgen, dıe

unternehmen, un das, WAS VO  e ıhnen e  INCH wırd)
meınen, gilt CS, die rechte Gestalt, Organısatıon, Verfassung (oder
W1e INn  _ das neNNEN will) geben; das soll vorangebracht werden:;:
wotür die Constitutio eine Anzahl Hınweise ibt. Alle, die ZUuU

Unternehmen mitwiırken, sollen auch dessen Verwaltung aktıv
beteiligt se1nN: diese Beteiligung der Verwaltung soll der Funktion
eines jeden entsprechen; als solche Beteiligte werden aufgezählt Eıgen-
tumer, Arbeitgeber, leitende und ausführende Kräfte
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ıne Schwierigkeıit tür das Verständnıiıs lıegt darın, da{fß 1er ıcht

dıe durchaus klar voneinander abgrenzbaren Funktionen, sondern
nach dem Satzbau SANZ unzweıdeutıig die Funktionsträger auf-
gezählt werden; er sınd diese Funktionsträger? Eıgentümer und
Arbeitgeber können juristische Personen se1n; bei den Gro{fßunter-
nehmen 1St 1es der Regelfall. Hıer aber 1st VO  3 Personen die
Rede, die ach Gottes Ebenbild erschaften siınd: also scheiden Jur1-
stische Personen AUuUsSs un kommen 1Ur physısche Personen iın Betracht,
bei Kapitalgesellschaften als „Eıigentümer“ die Anteılseigner, sOWwelt
diese ıcht wıederum juristische Personen sınd. „Arbeitgeber“ 1St beı
Kapitalgesellschaften ımmer die Juristische Person selbst. Be1i den
Personalunternehmen (selbständıge Einzelunternehmer, Personalge-
sellschaften) lıegt das Eıgentum beı physischen Personen, doch sınd
diese zugleich auch Arbeıitgeber, da{ß zwischen Eıgentümer un
Arbeitgeber personell iıcht unterschieden werden annn Sollen LZ-
dem „Eigentümer“ un „Arbeitgeber“ verschiedene Personen
verstanden se1ın, ann mussen Arbeitgeber MI1t mı1ıt „arbeit-
geberähnliıchen“ Funktionen betreuten leıtenden Angestellten VeOCI-

standen werden, wOomıt ann aber wıeder die Unterscheidung Z7W1-
schen Arbeitgebern un! leiıtenden Kräften (‚dırıgentes‘) hıinfällig
wırd

Auf welche Weiıse die Beteiligung der verschiedenen Funktions-
trager der Verwaltung der Unternehmen institutionalisıert werden

Der Vergleich miıt dem französıschen Entwurf aßt erkennen, daß 65 sıch hıer
eıinen Einschub andelt, der oftenbar nıcht ausgereift 1St. Vielleicht erklärt die

Zeıitnot, ıin die das Konzil u Letzt geraten ıst, daß hıer ıne redaktionelle
Unstimmigkeit stehengeblieben 1St. Pıus AIL., selbst aus einer Unternehmer-
amılıe stammend, liebte CS, die Dreiheit Intelligenz, Kapital, Arbeit (‚intellectus,
r’CS, opera’; a aufzuzählen, .intellectus‘ den Unternehmungsgeist der
Führung, personell 1so die oberste Unternehmensspitze, das top-managementT, e-

zeichnet, dessen Aufgabe darın besteht, die Produktionsfaktoren Kapıtal und Arbeıt
kombinieren und ZUrC wirkungsvollen Kooperatıon 11n Dem Vernehmen

nach ware auch daran gedacht worden, doch habe 11a  3 1n ıle keine Beleg-
stelle finden können und habe deswegen den Gedanken fallenlassen. Das ISt sehr
bedauerlich: denn haben die Unternehmer tatsächlich Grund, siıch beklagen,
daß sıe und ihre spezifische Leistung nıcht S' W 1€e s1e es verdienen, gewürdigt
sejen. Immerhin werden ın 17 der technische Fortschritt, die Aufgeschlossen-
heıt für Neues, die Bereitschaft, NEeCUuUeE Unternehmen 1Ns Leben rufen un: be-
stehende erweıtern, begrüßt. Die beiden S1N!: War keineswegs den
Unternehmern allein eigen und daher keine spezifisch unternehmerischen eistun-
SCnh, wohl die beiden letzteren, obwohl auch diese N1:  cht ausschliefßlich. Auft ter-
nehmerischer Seıite scheıint man jedoch gene1gt se1ın, alle vier Stücke für sich
ın Anspruch nehmen un sich damıiıt abzufinden, daß das Konzıl den ıhm
vorgetragenen Wünschen, das Unternehmertum als solches ın seiner Bedeutung
würdıgen, nıcht stattgegeben hat. Wıe dem auch sel, die Ausführungen der Con-
stitutio gehen nıcht aut dıe dreipolige Problematik Pius XI (‚intellectus, recS,
opera‘) ein, sondern verbleiben 1n dem traditionellen zweipoligen Modell Eıgen-
tum/Arbeit, das s1ı1e allerdings un! darin lıegt der beachtliche Fortschritt
in Arbeit/Eigentum umkehren.
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könnte der ollte, darüber Sagt die Constitutio im einzelnen nıchts
AUuU>S Dıiese weitgehend organisationstechnische rage ann das Konzıil
ıcht lösen, weniıger als; Ww1e schon D, 91 zutreftend be-
merkte, Umständen sehr verschiedene Wege einzuschlagen sein
werden ®. Der inweıls jedoch, die ‚omnıum ACIUOSA partıcıpatio in
inceptorum curatiıone‘ sel ‚modis apte determinandıs‘ verwirk-
lıchen, gibt deutlich verstehen, da{fß diıe Constitutio eıne
;nstitutionalısierte Mitbestimmung meınt; wI1e s$1e institutionalı-
sıeren sel, aßt das Konzıil selbstverständlich often.

Größtes Gewicht ftür das Verständnıis dessen, W as miı1t der ‚partic1-
patıo in inceptorum uratiıone‘ gemeıint 1St, hat die Begründung, mıiıt der
1m nächstfolgenden AtZ auch für den Bereich, den WIr (sprachlich

die Mitbestimmung gefordertgenau) den „überbetrieblichen“ neNNCN,
wird: auch auf diıeser höheren Ebene fallen wirtschaflliche (sıc!) un
soziale Entscheidungen, dıe tür dıe Arbeitnehmer un: tür ıhr
nachwachsendes Geschlecht VO Bedeutung sind. Iso mussen s1e
die Arbeitnehmer auch diesen Entscheidungen” beteiligt se1n.
Wenn diıe Begründung und sprachlogisch das Wörtchen „auch“
(‚et1am‘) einen Sınn haben soll,; ann ann CS doch NUur dieser sein:
dıe wirtschaftliche Mitbestimmung auf betrieblicher Ebene schließt
die wirtschafllichen Entscheidungen, also das, W as WI1Ir „wirtschaft-
ıche Mitbestimmung”“ neNNCNH, ein, un ebenso soll es auch auf der
überbetrieblichen Ebene se1in. Man mMag diese Haltung des Konzıils
bedauern un: bekämpfen, wWenn IiNan glaubt, stichhaltıge Gründe
dafür haben, aber wegdisputieren annn Man sıe nıcht.

Bei der „überbetrieblichen“ Mitbestimmung macht Nnu  an die Con-
St1tut1iO eiınen Zusatz, der bei der „betrieblichen“ fehlt er quidem
pCr 1DSOS Au PCI delegatos liıbere electos‘. Auft dıeser höheren
Ebene werden die Arbeitnehmer der einzelnen Unternehmen meılst
ıcht selbst auttreten können, sondern werden darauf angewlesen
se1in, siıch vertreten lassen *. Das Konzıil will, da{ß INan ıhnen ıcht
eine Vertretung aufoktroyıere, sondern da{ß s1e selbst (beispielsweıse

Aus dem Umstand, daß das Konzıil nıchts Näheres arüber Sagt, möchten
Vertreter der Eigentümerinteresse entnehmen, der Anteil der Eıgentümer musse
erselbe bleiben wıe bisher, w as praktisch bedeuLEl daß sie nach w1ıe VOT alleın
bestimmen und alles bleibt wıe bisher, VOLr allem, daß die Arbeitnehmer aut keinen
Fall unternehmeris:  en, d.h wirtschaftlich levanten Entscheidungen beteiligt

herz1g Schlußfolgerung:werden. Also, lautet dıe ftenbar ganz Lrn
das Konzil kennt keine wirtschaftlichQ  Q Mıtbestimmung der noch besser: das
Konzıil lehnt s1e ab!

Daß wirklıch Teilnahme 81 den Entscheidungen un! nıcht LWa bloß irgend-
ıne AÄArt von Mitsprache (Anhörung der dgl.) gemeıint 1St, rhellt eindeut1g
der Wendung ın hiıs statuendis artem habeant‘.

10 Dasselbe triıfit ber auch ın Großunternehmen Z namentlich wenn diese
eigene Betriebsstätten verschiedenen Orten oder SAl in verschiedenen Ländern
haben; auch da iSt Reprasentanz unerläfßlich.
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dıe Arbeitnehmer einer Branche) in aller Freiheıit entscheıiden, durch
wen s1e sıch vertreten lassen wollen.

An dieser Stelle entzündet sıch eıne rage, die mehr als bloße Aus-
legungsfrage 1St soll mındestens ach der Meınung des Konzıls
die betriebliche Mitbestimmung NnNuUYrT durch die Belegschaftsmitglieder
celbst oder Sar NT unmittelbar durch deren Gesamtheıt (Belegschafts-
versammlung: ‚omnıum ACLUOSA partıcıpatl1o‘) statthinden oder
ann datür eın AUuUsSs Belegschaftsangehörigen bestehendes rgan (Be-
legschaftsvertretung, Betriebsrat oder dgl.) gebildet werden oder
soll CS den Belegschaften auch treistehen, sıch durch unternehmens-
ftremde Personen, beispielsweise durch Gewerkschaftsfunktionäre, Ver-

treten lassen? 1US hatte die Arbeıitnehmer geradezu be-
schworen, doch ıcht den Fehler der Kapitalisten nachzumachen, die
1m Zuge der fortschreitenden Unternehmenskonzentration immer
mehr Unternehmen durch Leute, die weder dem Unternehmen
gehören och Auch durch eıgenes Kapital daran beteiliıgt sind (man
denke die große Zahl der Bankenvertreter in den Aufsichtsräten),
„ternsteuern“ lassen, un hatte damıt auf einen 1ın der 'Tat NCU-
ralgischen“ Punkt hıngewılesen. Leute, die das Gras wachsen hören,
mutma(en, das Konzıil habe auch 11UT den Anscheıin vermeıden
wollen, als rede CS einer Fernsteuerung der Unternehmen oder tern-
gesteuerten Mitbestimmung das Wort r1iAt diese Mutmaßung Z
gereicht s1e dem Konzıil bzw. den Fachleuten, VO  3 denen CS sıch
beraten lıefß) Zur Ehre Daraus aber schlußfolgern, das Konzıl
habe den Arbeıiıtnehmern eines Unternehmens CS verwehren wollen,
ıhre Mitbestimmungsbefugnisse durch Männer un Frauen iıhres Ver-
1Tauens ausüben lassen, auch Wenn diese ıcht als Arbeitnehmer im
Unternehmen tätıg sınd, 1St logısch und sachlich unzulässıg.

Spezıiell der rage der Beteiligung der Gewerkschaften der
Miıtbestimmung außert die Constitut1i1o sich nıcht. Wenn INa  =) will,
annn INa  w eın wen1g weıtergehen un s1e 1STt ausgeklammert.
Etwas Allgemeingültiges darüber AuUSZUSAaSCH dürfte auch 2um MOg-
lıch se1ın; dafür sınd dıe Gewerkschaften verschiedener Länder sowohl
ın iıhrer Struktur als auch 1n ıhrem Selbstverständnis allzu verschie-
den, W as Ja auch darın Z Ausdruck kommt, da{fß beispielsweise die
ameriıkanıschen Gewerkschaften 1ın dieser rage völlig anders denken
un handeln als UNSET6 deutschen Gewerkschaften.

Zum Gewerkschaftswesen außert sıch der unmiıttelbar anschlie-
Kende Absatz. Geradezu mıiıt Pathos werden Koalitionsrecht un
Koalitionsftreiheit („aus CONsoc1ationes lıbere condendi‘) prokla-
miert, wobei mıiıt besonderem Nachdruck betont wiırd, auch die Be-

11 Ansprache VO 1950 (Utz-Groner 3264/5).
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tätıgung in der Gewerkschaft musse ‚sıne ultionıs periculo‘ se1n,
S1e dürfe weder on Arbeitgeberseite noch VO  $ staatlıcher Seıite mıit
Sanktiıonen belegt werden. Unter Verhältnissen w1e den unsrıgen
werden die Unternehmer aum mehr versucht se1n, gewerkschaftlich
aktıve Arbeıter auf „schwarze Lıisten“ SETZECN, aber ın autorıtären,
ganz- oder halbfaschistischen Staaten siınd Gewaltmaßnahmen der
Staatsgewalt aktıve Gewerkschaftler auch heute och der
Tagesordnung. Der vielleicht ein wen1g den Wunsch für die Wıirk-
ichkeıt nehmende Optimısmus, mMI1t dem das Konzıil die Wırksam-
keıt, aber auch die erwartende weıtere Entwicklung der Gewerk-
schaften, insbesondere ıhr ımmer stärkeres Hıineinwachsen in dıe Ver-
antwortung, beurteıilt,; sticht bemerkenswert aAb VO  e dem Pessimismus,
mi1t dem einıge katholische Sozialwissenschaftler un: Gewerkschafts-
theoretiker dıe Lage un die Zukunftsaussichten beurteıilen.

Der letzte Absatz dıeser Teilzıfter handelt von den Arbeits-
kämbpfen, genaugeNOMM: 1LLUL VO Streik, da das Kampfmittel der
Gegenseıte, dıie Aussperrung, ıcht erwähnt wırd. der Streik
überhaupt un zutreffendenfalls welchen Voraussetzungen un
in welchen Grenzen Cr gerechtfertigt werden könne, War in der
katholischen Soziallehre Jange umstritten. Bıs zuletzt blieb die rage
often, ob NUur der Verteidigungsstreik oder, WEECNl auch vielleicht
SEreNgErCN Bedingungen, auch der Angriffsstreik zulässıg sel. Das
Konzıl anerkennt auch den Angriffsstreik selbstverständlich NUr

als etzten Behelf wiıirklıch berechtigte Forderungen durch-
M nachdem alle anderen Möglichkeiten ausgeschöpft sınd
Bemerkenswert 1St die Klausel ‚In hodiernis adıunetis‘. Sie scheıint
zudeuten, der Streik könne vielleicht einmal enthbehrlich werden, be-
Sagt aber oftenbar, dıe Notwendigkeıt, außerstenfalls auf ıh zurück-
zugreifen, bestehe heute noch allgemeın. Dıie BanzcCh Ausführungen
ZU Streik sınd eingebettet 1n Ermahnungen ZUuUfr vernünftigen, fried-
lıchen Verständigung.

Dıies der Inhalt der beiden VO  $ der Arbeıt andelnden Teıilziıffern.
Rückschauend fragt INnan sıch, VO  e welcher „Arbeıt“ enn nun

eigentliıch die ede 1St. Wenn 65 (wıe schon 11., 11. heifßst, dıe
Arbeit prage dem Stoftf den Stempel des Menschen auf, dıe
ede 1St. VO  e der Arbeit, die der Sohn (sottes in Nazareth „mıt
eigenen Händen“ un durch die C: die Arbeıt geheilıgt hat,
ann damıt unmiıttelbar NUur die den von der Natur dargebotenen Stoff
bearbeitende, mehr oder wenıger „handwerkliche“ Arbeıit gemeıint se1n.
Der Mann Steuerpult eıner Automatenstrafße oder der Program-
mierer elektronischen Datenverarbeitungsaggregat prag dem
Stoft ıcht den Stempel se1iner Persönlichkeıit auf Er hat es Sar nıcht
miıt dem Stoft tunNn, sondern mıt technischen Apparaturen, die
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manchmal Stoft bearbeiten (z eine Walzenstrafßße, dıe Stahlbram-
Inen auswalzt), manchmal aber NUur Anzeıgen (Sıgnale) irgendwelcher
AÄrt, iınsbesondere Rechenergebnisse lıefern, auf die annn der Mensch
seine Entscheidungen gründet. Wenn VO  3 der Arbeıt in den Unter-
nehmen diıe ede 1St, handelt CS sıch oftenbar dıe trüher von den
Sklaven, annn VONn Hörıgen un Halbfreıen, heute VO  3 politisch
freien Menschen 1m rechtlich freien Arbeitsverhältnis ausgeübte

unselbständige un: meiıst auch abhängige, Wwe1isungs-
gebundene un Entgelt ausgeübte Tätigkeıt. Diese Tätigkeit iSt
teıls mehr körperlicher, teıls mehr geistiger Art In der Constitutio
cselbst wiıird die leitende un die ausführende Tätigkeıt unterschieden
(‚dırıgentium, operarıorum“), wobel der lateinısche Wortlaut icht
eindeutig erkennen laßt, ob das ‚dırıgere‘ ZuUur „Arbeıt“ zählt oder
iıhr gegenüberstellt. Manches, VOrTr allem der Gleichklang mMI1t dem
ıtaliıenischen un französıschen Sprachgebrauch ” spricht für letzteres,
aber zwingend 1st 6S ıcht. Unsere Unternehmer, namentlich dıe
kleineren un mıiıttleren selbständigen Unternehmer, miıt Recht,
daß auch S1e arbeiten, Ja 1m allgemeınen mehr, ıcht selten sehr el
mehr arbeiten als die bei ıhnen beschäftigten „Arbeiter“. ber auch
roß- un Größtunternehmer wehren sıch dagegen, als mühelosen
Gewınn einstreichende „Kapitalısten“ angesehen werden, und
wollen ıhre Leistung anerkannt sehen, die auf jeden Fall ıcht minder
Ausfluß der menschlichen Persönlichkeit 1st als dıe Tätigkeıt des
Arbeitnehmers 1mM blauen oder weıißen Kıttel un daher auch (sozial-
philosophisch un anthropologisch gesehen) dıe yleiche metaphysische
Dıgnität für sıch 1ın Anspruch nehmen darf W1e diese. So greift dıe
Constitutio der Bezeichnung „Arbeıit“ un „Arbeıiter“ (‚labor,
operarı1‘) A dem Gesamtbereich menschlicher Arbeit wechselnde
Teilbereiche heraus. Welche Teıilbereiche jeweıils gemeınt sind, mufß
der Leser dem Zusammenhang entnehmen. Das 1St sıch eın
Schaden. Zur Getahr aber ann esS werden, WEeNnN der Leser übersieht,
dafß manche der gemachten Aussagen 1Ur für den gerade gemeıinten
Teilbereich zutreften, un S1Ce unzulässıgerweıse verallgemeinert.

Dreı weıtere I7zen (69—71) befassen sıch mIt dem Eıigentum. Sehr
begrüßen 1st, daß gleiıch Anfang dıe Zweckbestimmung Wid-

mung) der Erdengüter die Menschheıit, ıcht dıe einzelnen
Menschen, herausgestellt un damıt der oft verwischte Unterschied
zwiıschen dem SUS communIis un der aAdmınıstratıio er dispensatio
particularıs (S 11 I1 66) kräftig unterstrichen wird. Der SUuS

Vgl UCID Unione Christiana Imprenditori Dirigenti, offenbar die
dirıgenti entweder als „beauftragte Unternehmer“ (Manager) den selbständigen
Unternehmern nebengeordnet der als leitende Angestellte der (selbständigen oder
„beauftragten“) Unternehmer diesen zugeordnet erscheinen.
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cOommun1s geht allem Eigentumsrecht VOTAauUus. Das Eigentumsrecht iSt
das technısche Instrument, ıh praktıkabel machen, ıhn
verständig un £riedlıch ordnen. or recht spater Stelle wırd
auf dıe Lehre 1US SC VO der Doppelseitigkeit des Eıgentums,
seiner individuellen un seiner soz1alen Seıite (indoles individualıs
socialıs, A. 45 49), zurückgegriffen mMi1t der mAatiften Wendung,
es habe auch eıne soz1ale Seite“ (Get ındolem socı1alem natura sSua

habet, QUAC in cCommunı1s destination1ıs bonorum lege fundatur‘) *.
Tatsächlich kommt enn auch das, W 4S für die soz1ıale Funktion des
Eigentums wesentliıch 1St, namlıch 65 produktiv nufzen und da-
durch die Bedürfnisse, se1ı esS einzelner anderer, se1l CS unbestimmt
vieler, se1l 65 aller befriedigen, NUur durch dıe sehr allgemeıne Wen-

dung ZUu Ausdruck: 3 NO  3 s1ıbı tantum, sed etiam alııs prodesse
queant' (69, al 1), wobei aber für das ‚alııs prodesse‘ 1im Zusammen-
hang auch wıeder eın anderer Weg aufgeze1igt wiırd, als da{fß INan dıe
Guter anderen abgibt. So bleibt es be1i dem distributiven Aspekt:
damıt alle das Nötige und Angemessene haben, soll mMan bereitwillig
abgeben und auf diese Weıse den Bedürftigen helten.

Damıiıt stellt sich unausweichlich dıe Frage, wI1ie weılt enn die
Verpflichtung Zum Abgeben („Almosen geben“ in der Sprache der
Moraltheologıe) reicht oder Ww1e s1e begrenzen 1St. Dıie Moralısten

meı1st 1n dem Sınne, Manpflegen s1ie auf dıe ‚superflua‘ begrenzen, währendbrauche 1m allgemeinen NUuUr DOnNn den superflua abzugeben,
die Lehre der Vater 7zweıftellos dahın autete, INan habe dıe superflua
abzugeben, sıch ihrer Zugunsten der Armen entäußern. 1US SC
hatte die rage Aaus dem VWege geraumt, ındem die Verwendung
der Umständen sehr großen „Ireıen, ZUuUr angemeSSCHCH
und würdıgen Lebenshaltung iıcht benötigten Einkünfte ZUr Schaf-
fung VOonNn Arbeıts- un Verdienstgelegenheıit im großen Stil, wotern
NUr die Arbeıt der Erzeugung wirkliıch wertechter (Csüter dient  “  9 als
sıttlıch Handeln rühmte A 50/51), WwWAas offenbar bedeutet,
daß diese Verwendung vonmn der Verpflichtung, dıese Einkünfte als
Almosen abzugeben, enthebt,; wWwenn nıcht Sar ıhr vorzuziehen —  1St  14
Nur den distributiven Aspekt sehend, annn die Constitut1io siıch der
rage nach der Abgabepflicht ıcht entziehen und beantwortet sıe
überraschenderweıse dahın, dıe Vater un Lehrer der Kirche hätten
die Verpflichtung ayeıter erstreckt: INan musse den Armen heltfen
‚NoN tantum superflu1s‘. Völlig eigen macht das Konzıl sich

T7z / 4] Als Belegstellen werden Nur die Pfingstansprache Pıus XIl 1941
sowıe 111—114 angegeben.

Auch ın der von den Investitionen handelnden 17 kommt die Constitut10
auf diesen Gedanken ıcht zurück. Auf die naheliegende Frage, woher der Investor
die Miıttel zu Investieren nehme, WIr! nıcht eingegangen. Dıiıese Mittel we-rden
als vorhanden unterstellt.
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diese These allerdings nı  cht, empfiehlt s1e aber oftenbar Zur Beher-
zigung 1

Eın zweıter Absatz dieser 'I7z 51bt eınen eachtenswerten 1nweıs
auf die in vielen primıtıven Gesellschaften bestehenden gewohnheıits-
rechtlichen Ansprüche auf Gemeinschaftshiltfe, dıe mit dem wirtschaft-
lıchen Fortschritt iıcht ersatzlos fortfallen, sondern den Ver-
hältnıssen un Bedürfnissen angepaßt werden sollen, un stellt ıhnen
als Gegenstück in den entwickelten Gesellschaften die wohltahrts-
staatlichen Einriıchtungen der Einkommensübertragung (Sozialver-
siıcherung, Sozjalhıilfe U, m.) gegenüber, durch dıe der Wıdmung der
Erdengüter alle (allerdings wıederum NUur dem distrıbutiven
Aspekt!) bıs eiınem gewissen rad Genüge geschehe.

Verhältnismäßig 11z un in csehr allgemeiınen Wendungen werden
ın 17 die Investitionen un die Währungsfrage behandelt

Die Investitionspolıitik sowohl der privaten Investoren als auch
der staatlıchen Stellen soll den goldenen Mittelweg gehen: weder dıe
Gegenwartsbedürfnisse 1m UÜbermafß befriedigen auf Kosten der
künftigen Generatıonen noch die heutige Generation un Lebens-
gylück hinopfern, ecs in die Fundamente einer macht- un: glanz-
vollen Zukunft einzustampfen. Auch auf die Bedürfnisse der Ent-
wicklungsländer se1 Rücksicht nehmen. Dabei 1St ohl besonders

die SOgeENANNTEN Direktinvestitionen iın diesen Ländern gedacht.
Geradezu nichtssagend siınd die beiıden kleinen Siätzchen ZUur Wäh-

rungsfrage. ‚In monetarıa‘ ute INan sıch, die eigene Natıon oder
fremde Natıonen schädigen. Dıie wirtschaftliıch Schwachen sollten
durch Geldwertschwankungen keıine ungerechten Nachteile (Verluste)
erleiıden. Von nehmender, sıch wohlwollender Seıite War

bemängelt worden, dafß nıchts ZUr Geldentwertung (In-
flatıon SASC, W 4S insofern ıcht einmal stımmte, als allerdings
sehr versteckter Stelle Aazu ZESABT 1St agrarpolitische Ma{(-
nahmen (Marktordnung für landwirtschaftliche Erzeugnisse m.)
trugen LU Erhaltung der Kaufkraft des Geldes bei, einem der wiıch-
tıgsten Erfordernisse, das wiırtschaftliche Wachstum iın geordneten

Zur Frage, W a4s denn den heutigen Umständen als ‚superfluum‘ u
sehen sel, verweist Anm 17 aut iıne Fernsehansprache Johannes’
worın ber LUr ZESART wird, INa  } solle den eigenen Überfluß miıt dem Mangel
anderer vergleichen (wOozu Ma  =) doch eigentlıch bereıts wıssen muß, W as „Überflufß“
1st; enn nıcht alles, W as über den Mangel der anderen hinausgeht, 1St darum allein
schon Überflufß!). Im übriıgen verwelst Johannes bei dieser Gelegenheıit
gerade auf das, W Aas hıer kurz gekommen ISt, auf die richtige produktive Ver-
wendung der Güter: ‚ben vigılare perche l’amminıstrazıone © la distriıbuzione dei
enı creatı Nn vantaggıo dı tuttı‘. Hıer bedeutet ‚distribuzıone‘ klar
e8[ den ARt des Verteilens (Weggebens), sondern den bestehenden Verteilungs-
zustand, der die Nutzbarmachung ZUugunsten aller begünstigen, ber auch schwer
beeinträchtigen, Ja vereiteln kann.
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Bahnen halten“ (MM 129) Wäiährend der Stabilität des
Geldwerts gerade auch mMI1t Rücksicht auf eın geordnetes (was 1im
Zusammenhang bedeutet: keinen Ungleichgewichten führen-
des) Wachstum yroße Bedeutung beimißt, wırd 1er völlıg ften-
gelassen, ob wirtschaftliche Vernunft der Sal die Gerechtigkeıit eine
Politik stabıilen Geldwertes gebiete bzw welchen Voraussetzun-
gCH 65 vertretbar erscheine, dıe Stabilität des Geldwerts ungeachtet
der unvermeıdlıch damıt verbundenen Begünstigung der wirtschaft-
lıch Starken un: Benachteiligung der wirtschaftlich Schwachen
deren, der Rücksicht des Gemeinwohls och dringender SC-
boten erscheinenden Zielen optern. Unverkennbar 1st das Konzil
1er eıne (Gsrenze gestoßen, VOTL der 6S mangels fachwissenschaft-
lıcher Kompetenz sıch genötigt sah, haltzumachen. Ist schon das eld
eın Selbstwert, 1St auch der stabıle Geldwert NUur eın Diıenstwert.
Soweılt Cr Aazu beiträgt, Wohlstand Öördern oder Vorteile un
Lasten gerecht verteilen, 1St CT gut und Gegenstand pflichtmäfßıigen
Bemühens. Soweıt 1Ur eınen unvertreitbar hohen Preıs (Z
Massenarbeitslosigkeıit) erkauft werden könnte, dürfte, Ja müßte
preisgegeben werden. Aus eigene Wıssen kennt das Konzıil dıe 1er
bestehenden Zusammenhänge, Verkettungen VO  o Ursachen un Wır-

deutschen Fachwissenschaftler würden CS ein-kungen USW. ıcht lNe
deutig dahingehend belehren, da{f Inflation immer wirtschaftspo-
litische Kurpfuschereı1 1St. ber die ökonomischen un litischen
„Sachverständigen“ inflationsgewohnter Länder versichern ihm, ohne
ständıge Nachhilfe mı1t Inflationsspritzen, wenn nıcht Sar ohne eın

ständıges Abgleitenlassen der Währung, gebe 65 miıindestens
iıhren Verhältnissen keinen wirtschaftlichen Aufschwung, und darum
musse INan C555 wirtschaftlich starken Ländern überlassen, sich den
Luxus scheinheıilıg tugendstrenger Geldwertpolitik leisten; die
wirtschaftlich schwachen Länder könnten da ıcht mitspielen. Mıt

Erkenntnismitteln 1St da eınphilosophischen und theologischen
Urteil gewınnen. Das Konzıil hat die Konsequenz daraus gEeEZOSCH
und begnügt sıch mit 7wel Sätzchen, dıe un doch nıchts CN.

‚ignoramus’ mangelsMıt eiınem often ausgesprochenen Bekenntnis
ausreichender Kenntni1s des egenstandes un der einschlägıgen Sach-
fragen können WIr ıcht urteılen, die ethischen Prinzıpien ıcht dar-
auf anwenden hätte 6S vielleicht mehr Ehre eingelegt, bestimmt
sıch nıchts vergeben.

Mıt 'I7z Z kommt die Constitutio die Wiıdmung der Erden-
ück, daraus folgern, da{ß auch allegyuter alle z 69) Z

Zugang Aazu haben un daran teilhaben sollen. An der Überschrift
der I7 fällt aut die auch 1im Text festgehaltene, W C111 auch vielleicht
ıcht iımmer konsequent durchgeführte Unterscheidung Von ‚proprie-
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tas un ‚domınıum prıvatum bonorum‘;, dıe ohl als eın Versuch
anzusehen Ist; die Terminologıe bereinigen un die Bezeichnung
„Eigentum“ (proprietas‘) dem vorzubehalten, Was ursprünglıch allein

Eıgentum verstanden WAafr, nämlıch dıe Befugnıis, ber eine
Sache, d.1 einen räumlıch begrenzten el der Körperwelt,
Ausschlufß jedes anderen verfügen. Die Constitutio ll ıhre
Aussagen VO Eıgentum 1m weıten Sınne, ıcht VO sachen-
rechtlichen Eıgentum alleın, sondern VvVon vermögenswerten Rechten
überhaupt verstanden wıssen und lenkt ın Absatz eigens die
Aufmerksamkeit darauf, da{fß dieses weitverstandene Eıgentum ın
iımmer mannıgfaltigeren Gestalten auftritt. Dıie Wendung ‚NN ob-
stantıbus fundıs socialıbus, iurıbus et minister1ls socletate procuratıs‘
verdunkelt jedoch, ob dieser weıtgespannte Eigentumsbegriff auch die
vermoögenswerten Rechtsansprüche auf Leistungen der verschiedenen
Institutionen der soz1alen Sıcherheit (beispielsweıse Rentenansprüche)
einschließt oder ob diese den Gegenbegriff A2Zu bılden (vgl auch

Hıer handelt CS sıch ıcht mehr bloße Termino-
logıe, sondern eine gewichtige Sachfrage. Angesehene Vertreter
der katholischen Sozjallehre erblickten 1m Eıgentum eıne die Posıition
des einzelnen und der Famılıie gegenüber den Allmachtsansprüchen
staatlıcher Gewalt stärkende Institution. Im Gegensatz AI richten
sıch nıcht 1LUFr der nach heutiger Rechtsauffassung dem Grunde nach
bestehende Rechtsanspruch aut Sozıalhıilfe (früher Fürsorge genannt),
sondern auch der durch Beitragsleistung erdiente, zıffernmäalsıg
errechenbare Rechtsanspruch auf KRente gerade den Staat (oder
staatlıch errichtete Nebenfiscı) un ermangeln daher gerade der dem
Eıgentum zugeschriebenen Unabhängigkeıt VO  — der UÜbermacht at-
lıcher Instanzen un: ıhrer Willkür. Vielleicht 1St Man heute auf Grund
gemachter Erfahrungen ıcht NUr miıt totalıtären Staaten! ıcht
mehr sechr WI1e trüher überzeugt, da{f „Eigentum“ „MY ome 15

castle‘) eıne solche Unabhängigkeıt verleihe, un! sıeht daher
keinen großen Unterschied mehr zwıschen „Eigentum“ einerseıts
Uun: Ansprüchen den Wohlfahrts-(oder Versorgungs-)staat
dererseıts. un diese 17 der Constitutio deuten da eine Wendung
A, wollen 1ber oftenbar eıne klare Absage die überkommene
Auffassung vermeıden.

Sehr begrüßen ISt, dafß unglücklıche Redeweisen, W1e€e Eıgentum
se1l eine Verlängerung der Persönlichkeit in die Sachenwelt un: dgl.,
sıch nıcht in dıe Constitutio eingeschlıchen haben

Mıiıt (weitverstandenem) Eıgentum AausgeSstattet se1ln, bıetet nach
der Constitutio folgende Vorteile: N ZUuUr Entfaltung der Per-
sönlıchkeit bei un ermögliche CS dem Menschen, seınen Platz 1n
Gesellschaft und Wirtschaft auszufüllen:; s gewährleiste den für das
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persönlıche Leben und mehr noch tfür das Famıilienleben unentbehr-
lichen Freiheitsraum un se1 daher als Ausweıtung der menschlichen
Freiheıt verstehen: Zähle 6S auch den Voraussetzungen
staatsbürgerlicher Freiheıt: ungeachtet der Instiıtutionen der soz1alen
Sicherheıit (S vorstehend!) bleibe auch die Sıcherungsfunktion des
Eıgentums bedeutsam, W 4ds aber sofort wıeder relatıvıert wırd durch
die unbedingt zutreffende, gleichfalls in 106 vorwesSglcNOM-
menNnNe Feststellung, ebendasselbe gelte auch Von immateriellen VWerten,

Pr von beruflichen Qualifikationen (dıe zudem, wWas ıcht eigens
geSAagT wird, in durch erfolgreich abgelegte Prüfungen erworbenen
Berechtigungen „verdinglıcht“ seın können). Dıie praktische Schlufßs-
folgerung 2AUS allem iSt diese: Eıigentum für alle

Eın folgender kurzer Absatz stellt fest, neben dem privaten Eıgen-
Ivu  3 habe auch das öffentliche oder Gemeıin-Eigentum seiıne 4se1ns-
berechtigung. Im Zusammenhang damıt wırd daran erinnert, daß 6s

Sache der öffentlichen Gewalten 1St; gemeinwohlwidrigen Mißbrauch
des Privateigentums verhüten. Daran schliefßt sıch die bereits
früherer Stelle (zu 17 69) behandelte Aussage ber die dem Eıgen-
tu  3 „auch“ zukommende soz1ıale Seıte.

Der sechste, den tüntf voraufgehenden Absätzen
Umfang nahezu gleichkommende Absatz 1St der gewichtigste ıcht
NUur dieser Kz ıcht 1Ur der SanNnzCh Ausführungen ZUuUr Eigentums-
frage, sondern seiner praktisch-politischen Bedeutung SCMCS-
scnh vielleicht nıcht NUYT dieses Capaut, sondern der Zanzen Constı-
tutlo. Er behandelt die Latifundien.

In einer Reihe VO  — Ländern befiindet sich der yröfßte e1] des
anbaufähigen Bodens 1n den Händen einer zahlenmäßıg verschwın-
dend kleinen, aber mächtigen gesellschaftlichen Oberschicht, die diesen
Boden nıcht, Ww1€e N möglıch un der Ernährung der Bevölkerung
willen dringend benötigt ware, landwirtschaftlich rationell bewirt-
schaftet, sondern Teıle in einer Weıse extens1Lv n  $ die CZ
te  3 Liegenlassen nahezu gleichkommt. Soweıt die Eıgentümer Boden
ZUr Pacht vergeben, siınd dıe den Pächtern überlassenen Flächen 1e]1

klein bemessen un die Pachtbedingungen übermäßıg drückend.
Soweıit Sie Teilflächen selbst bewirtschaften, bieten s1e iıhren Arbeits-
kräften völlıg unzureichende Arbeıitsbedingungen un Löhne

Was sıch OFrt abspielt, 1St hımmelschreiende Ausbeutung, aber ıcht
wWwıe 1im Liberalkapitalismus des 19 Jahrhunderts im westlichen
Europa un heute in den Ländern des Ostblocks im Dienste eines
gewaltsam vorangetriebenen wirtschaftlichen Aufbaus, sondern Aus

Gedankenlosigkeit und Verantwortungslosigkeit 1m 1enste der
Trägheit un des Wohllebens dieser Oberschicht Solange derartıge
Zustände des Elends un der Hoffnungslosigkeit auf dem breiten
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Lande herrschen, können auch die Zustände in den wenıgen indu-
striellen Zentren sıch nıcht 1e] darüber erheben. Gelingt 6S nıcht,
das UÜbel der Wurzel fassen, diese Latifundienwirtschaft
gründlichst beseitigen un: durch eine rationelle Bodennutzung
ersetzen, dıe der Bevölkerung dieser Länder, alle natürliıchen Vor-
aussetzungen dafür gegeben sınd, ZUEeBST einmal ausreichende Ernäh-
LUNS und weıterhin überhaupt eine menschenwürdıge Lebenshaltung
sıchert, annn 1St ıcht abzusehen, w1e diese Länder davor bewahrt
werden sollen, dem Kommunısmus anheimzufallen. Darunter befin-
den sıch nıcht etzter Stelle katholische Länder, die en-

heute schon nahezu dıe Hilfte aller Kathöliken der Welt
un be] ıhrem weIıt ber dem Durchschnitt lıegenden Bevölkerungs-
zuwachs ın absehbarer Zeıt dıe Mehrheıt aller Katholiken ıhren
Einwohnern zählen dürtten. So 1St die Kırche iın doppelter Weıse
interessliert un engagıert: CS 1St eın Großteıl, bald wırd CS die Mehr-
eıit ıhrer eigenen Kınder sein, die diesen Zuständen leiden und
dıeser Getahr aAauSgeSeETZL sınd;: in diesen Ländern 1st CS eine fast AUS-
schließlich AaUS katholischen Christen ZUsammeNgeESETZLE gesellschaft-
ıche Oberschicht, die VOon rühmlıchen, 1aber seltenen Ausnahmen
abgesehen siıch diese Mißbräuche eistet und ıhrer Beseitigung
ebensoviıel Hartnäckigkeit W1€e Unverstand ENTSECESCNSECTZL. Der
in überwiegend protestantıschen Ländern sıch austobende ıberale
Industriekapitalısmus 1st Jängst domestiziert; dieser Agrarfeudalıis-
INUS katholischer Länder 1Sst das große Ärgernis der Gegenwart. Was
das Konzıl Hınvweıisen 1bt, welche Maßnahmen treften seıen,
1St VO  w} keinem besonderen Interesse. Sıe biıeten NUur Bekanntes, iındem
s1e umschreiben, was .beı einer Agrarreform unbedingt beachtet WEeI-
den mujfß, um den erstrebten Erfolg sıchern un dıe bei grar-
revolutionen, aber auch bei iıcht genügend durchdachten graf-
reformen eingetretenen Fehlschläge vermeıden. Nıcht in der Wohl-
abgewogenheıt dieser Ratschläge lıegt das Verdienst des Konzıls,
sondern 1n dem Mut, diese dringendste aller soz1alretormerischen
Forderungen dıejenigen richten, dıe 65 angeht, l. die mächtige
katholische Oberschicht, VO  $ der die Kırche dieser Länder iın vieler
Hinsıcht ökonomisch, gesellschaftlıch, polıtısch sıch abhängıg
weıfl. Der Episkopat einzelner dieser Länder hat bereits mutıge Vor-
stOße in dieser Richtung nNTteE  men; jetzt macht der ZUuU Konzıil
versammelte Weltepiskopat siıch diese Forderung eigen. Das VelI-

leiht iıhr eine unvergleichlich größere Stoßkraft s1e ausreichen
wırd oder ob T die rohe Gewalt eines revolutionären Umsturzes
eine Änderung herbeizuführen vermaßg, wırd nıcht NUuUr für die (Ge-
schicke dieser Länder un der katholischen Kırche ın diesen Ländern,
sondern tür das Schicksal der ganzen Welt un damıt verbunden
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auch der Weltkirche VO  e} entscheidender Bedeutung se1n.
Das Konzıil hat das Seinige getan!

So bleibt noch die letzte kurze I7 behandeln, die den Zu-
sammenhang zwischen Wirtschaftsleben un Reich Christı herstellt.
Der Satz bleibt im Rahmen dessen, W 4S Johannes schon
ausgesprochen hatte: dıe Christen sollten eın schlechtes Gewissen
haben, W CI111 s1e sich wirtschaftlich betätigen un ZU wirtschaftlıchen
Fortschritt beitragen. Im Gegenteıil; s1e sollten überzeugt se1n, sofern
s1e : Gerechtigkeıit und Liebe Z Leıtstern nähmen, diene diese
Tätigkeit nıcht Nr dem Wohle ıhrer Mitmenschen, sondern
auch ZAU: Erhaltung des Weltfriedens be1 ber och mehr  b  E die hr1-
sten sollten ıcht NUr dabei se1n, s1e sollten durch ıhr Beispiel
voranleuchten. Sıe sollten sıch dıe erforderlichen Kenntnisse aneıgnen
und Erfahrungen erwerben, sollten ıhre verschiedenen weltlichen
Tätigkeiten in der rechten Weıse ordnen, alles in Ireue hrı1-
STUS und seine Frohbotschaft, auf da{fß iıhr Zanzes Leben (vıta Ca  3

indivıdualıs QUAaMM socıialıs) den Geılst der Seligkeıiten, vornehmlıch
der AÄrmut, AaAtme

Was die Constitutio ıta individualıis et socıalıs verstanden
wıssen will, 1St ıcht Sanz leicht deuten. Dıie £ranzösıische Vorlage:
„L’esprit des Beatitudes O1t inspırer leur v1e personnelle aussı 1en
JuC collective“, unterscheidet offenbar das Leben des einzelnen un
das der Gemeinschaft. uch die Handlungen, die der Gemeinschaft
als solcher zugerechnet werden, sollen VO Ethos der Bergpredigt
durchwaltet se1n. Es erscheint zweiıfelhaft, ob das lateinische ‚vita
socıalıs‘ verstanden seıin 11l Wahrscheinlicher dürfte ın beiden
Fällen das Leben des einzelnen gemeınt se1n. Vıta personalıs das
höchst persönlıche Innenleben, A. der Christ ın seınem Verhält-
N1s Gott un sıch selbst. Vıta socıalıs alles, W 4S ber den
Bereich der persönlichen Innenwelt hinausreicht un irgendwıe ın die
Außenwelt un damıt in die Gesellschaft, die tür den Menschen
Außenwelt iSt, hineinragt, OFrt wahrnehmbar wırd un Ort Wır-
kungen ausübt.

Der Geılst der Seligkeiten WIr Deutschen sprechen meılst VO

Ethos der Bergpredigt bereıitet der Deutung keine Schwierigkeıt.
Da{f besonders auf dıe Seligpreisung der Armut abgehoben wird *,
aßt sıch unschwer dahın verstehen, da{fß der 1m wirtschaftlichen Be-
reich tätıge Christ ın besonderem Ma{( der Gefahr AausgeSetzt 1St, se1in
Herz die materiellen Dınge, den materiellen Erfolg hängen,

16 Dieser Zusatz 1n der französischen Vorlage. Auch dieser Umstand
spricht dafür, daß v1ıita socıalıis des lateinischen Textes nıcht dasselbe 1St w1e die
vVv1ıe collective der französischen Vorlage. Kann eın Kollektiv „Armut 1mM Geıiste“

en”?
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un! deshalb besonders daraut achten hat, sıch davon frei
halten: da{ß streben mufß, die zeıitlıchen CGüter besitzen und

gebrauchen, als besiße un gebrauchte sS1e ıcht Kor P 30;
Kor 6, 10) Da aber das Konzıl anderer Stelle eine Theo-

logie der Armut bemüht WAal, darf INan in der Erwähnung gerade
dieser Seligkeit dieser Stelle vielleicht auch eine Anspıielung auf
diese Bemühungen erblicken. Hätte INan alle Außerungen
des Konzıls Z Thema Armut beisammen, gelänge vielleicht,
einen reicheren un tieferen Sınn erschließen.

Eıne letzte harte Nuß knacken g1bt der kleine, NUr reli Zeıilen
umfassende Schlußabsatz, allerdings 11UI in seiner lateinıschen Fas-
SUuNß-. In diesem Fall genugt eın Blick iın dıe französısche Vorlage ZU

mühelosen Verständnıis. Dort hıeflß C: „Qu1iconque, l’exemple du
Christ, cherche d’abord le Royaume de Dieu,
plus fort et plus PUIr POUF aider SCS freres et POUrL accomplır a1Nsı uUunNne

OQOeuUuVrTIeEe de Justice, SOUS l’impulsion de l’amour.“ Der Latıinist hatte
das ‚amour‘ mMit ‚AmOoOr’, das zweıte MIt ‚carıtas‘ wiedergegeben.
So sucht der Leser nach einem Unterschied, vielleicht einer Steige-
rung, die eLwa VO  S der sıttlıchen Tugend Z göttlıchen Tugend der
Liebe führe, aber dieses Suchen geht fehl Es handelt sıch beidemal

dasselbe. Ferner hat der Latıinist das „‚A1nNsı“ ausfallen lassen,
durch der iırreführende Eindruck entsteht, CS handele sıch Zzweiıer-
lei erstens Hılfe für dıe Brüder un 7zweıtens das ODUS
lustitlae, das seiner Vollkommenheıt un Vollendung geführt
werden solle (‚perficıendum‘). Gemeint 1St aber, die Hılfe für dıe
Brüder selbst se1l ein Werk der Gerechtigkeıit, das dem Antrieb
der Liebe vollbracht wırd. In der Schulsprache ausgedrückt, 1St der
sachliche Gehalt der Aussage also dieser: be] denen, dıe als
Nachfolger Christı Zuerst das eiıch (ottes suchen, 1St iıhre allen Miıt-
menschen (Brüdern) Zustatiten kommende soz1alökonomische Wıiırk-
samkeit zugleich elicıtus vıirtutıs lustıitiae un ıimperatus
vırtutıs carıtatıs.

Dıie Kurze dieser 1I7z spricht dafür, da{fß eine Theologie der Wırt-
schaft entwerten un: anzureichern keıine leichte Sache 1St.

ıne allseıtige Würdigung dieses aput 111 Partıs I1 der Consti1-
tut10 pastoralis de Ecclesia in mundo hu1us temporis würde erfor-
dern, 6S in den Zusammenhang des Ganzen hineinzustellen un al
das einzubeziehen, W as anderen Stellen (z I7 6, S, D Z 56, 5/,
60, V (D 83, 85—8/, 88) ZWAar MIiIt anderem unmıttelbaren ezug
ZESABT 1st, aber auch für den 1er behandelten Bereich der Wirtschaft
von Bedeutung 1st Dıiese Aufgabe mu{fß einer eigenen Abhandlung,
tunlıchst AUS berutfenerer Feder, überlassen bleiben.
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